
  

 

Kein Wort und kein Geld für Kindergrundsicherung? – Das ist das falsche Signal! 

Berlin, 29.03.2023 Anlässlich der ernüchternden Ergebnisse des Koalitionsausschusses fordern vier 

progressive Familienverbände die Bundesregierung auf, durch die Einführung der 

Kindergrundsicherung, einen echten Unterschied im Kampf gegen Kinderarmut zu machen. Dafür 

müssen im Bundeshaushalt die Einnahmen wieder stärker in den Blick genommen werden. 

Svenja Kraus, Bundesgeschäftsführerin der evangelischen arbeitsgemeinschaft familie e.V. erklärt: 

„Für den gewünschten Systemwechsel müssen wir jetzt die richtigen Weichen stellen und auch Geld 

im Haushalt einplanen, um Kinder und ihre Familien tatsächlich aus der Armut zu holen. Es kann nicht 

sein, dass der Finanzminister im Koalitionsvertrag verabredete Maßnahmen für Kinder jede Woche 

aufs Neue hinterfragt und nun auch noch der Koalitionsausschuss Entscheidungen darüber auf später 

vertagt.“ 

Chrysovalantou Vangeltziki, Bundesgeschäftsführerin des Verbandes binationaler Familien und 

Partnerschaften ergänzt die Position ihres Verbandes: Kinderarmut ist eine traurige Realität in 

Deutschland und sie betrifft besonders migrantische Kinder und Jugendliche. Daher: 

Kindergrundsicherung für alle Kinder – ohne migrationspolitische Ausschlüsse und 

ausländerrechtliche Diskriminierungen. Der Anspruch auf Kindergrundsicherung darf nicht von der 

Staatsangehörigkeit oder dem Aufenthaltsstatus abhängig sein.“ 

Daniela Jaspers, Vorsitzende des Verbandes alleinerziehender Mütter und Väter fordert: Wichtig ist, 

dass alle Kinder unabhängig von der Familienform unterstützt werden, insbesondere Kinder von 

Alleinerziehenden. Die Kindergrundsicherung sollte realitätsgerecht abbilden, was ein Kind 

tatsächlich braucht. Durch die Steuerfreibeträge für Kinder erhalten Familien mit hohen Einkommen 

aktuell mehr Geld fürs Kind als Familien mit kleinen oder mittleren Einkommen mit dem Kindergeld. 

Hier sollte es keine falschen Tabus geben: Auch die Höhe des steuerlichen Pauschalbetrags für 

Betreuung, Erziehung und Ausbildung gehört auf den Prüfstand. Es ist Zeit, die soziale Schieflage in 

der Familienförderung vom Kopf auf die Füße zu stellen: Kinder aus armen bzw. armutsgefährdeten 

Familien brauchen eine höhere Unterstützung als jetzt, um ihre Potenziale und Talente entfalten zu 

können. Für Kinder aus gut situierten Familien können die Eltern diese Unterstützung aus eigener 

Kraft finanzieren.“ 

Britta Altenkamp, Vorsitzende des Zukunftsforum Familie stellt abschließend fest: „Die 

Kindergrundsicherung muss insbesondere für Familien im SGB II-Bezug eine materielle Verbesserung 

darstellen. Derzeit hat zum Beispiel die volle Anrechnung von Kindergeld auf das Bürgergeld zur 

Folge, dass arme Familien überhaupt nicht von einer Kindergelderhöhung profitieren. Damit muss 

Schluss sein! Eine weitere ungerechte und von der sozialen Realität überholte Regelung ist das 

Ehegattensplitting. Eine Finanzierung der neuen Kindergrundsicherung wird einfacher, wenn dieses 

verstaubte Instrument zu ihren Gunsten beendet wird. Das Splitting kommt insbesondere Ehen mit 

starken Einkommensdifferenzen zu Gute. Eine zeitgemäße Familienförderung soll nicht am 

Trauschein ansetzen, sondern dort wo Kinder aufwachsen.“ 

 


